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Drucksache V/4500 


Mündlidier Beridit 

des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) 
zu dem Beurkundungsgesetz 

— Drucksachen V/3282, V/4014, V/4439 — 


Berichterstatter im Bundestag: 

Abgeordneter Dr. Reischl 

Berichterstatter im Bundesrat: 

Senator Dr. Heinsen 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Das vom Deutschen Bundestag in seiner 235. Sitzung am 
14. Mai 1969 beschlossene Beurkundungsgesetz — Drucksachen 
V/3282, V/4014 — wird nach Maßgabe der in der Anlage zusam- 
mengefaßten Beschlüsse geändert. 

Gemäß § 10 Abs. 3 Satz 1 seiner Geschäftsordnung hat der 
Vermittlungsausschuß beschlossen, daß im Deutschen Bundestag 
über die Änderungen gemeinsam abzustimmen ist. 


Bonn, den 25. Juni 1969 


Der Vermittlungsausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Dr. Reischl Dr. Heinsen 

Berichterstatter 
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Anlage 


Beurkundungsgesetz 


1. § 56 Abs. 2 Nr. 6 

§ 56 Abs. 2 Nr. 6 wird gestrichen. 

2. § 61 a — neu — 

Nach § 61 wird folgender § 61 a eingefügt: 

„§ 61 a 

Zuständigkeit der Amtsgerichte 

Unbeschadet der Zuständigkeit sosntiger Stel- 
len sind die Amtsgerichte zuständig für die Be- 
urkundung von 

1. Erklärungen über die Anerkennung der 
Vaterschaft, 


2. Verpflichtungen zur Erfüllung von Unter- 
halfsansprüchen eines nichtehelichen Kindes 
oder zur Leistung einer an Stelle des Unter- 
halts zu gewährenden Abfindung, 

3. Verpflichtungen zur Erfüllung von Ansprü- 
chen einer Frau nach den §§ 1615 k und 
16151 des Bürgerlichen Gesetzbuchs (Ent- 
bindungskosten und Unterhalt)." 

3. § 64 Satz 1 

In § 64 Satz 1 werden nach dem Wort „Verwal- 
tungsverfahren" die Worte „oder für sonstige 
Zwecke, für die eine öffentliche Beglaubigung 
nicht vorgeschrieben ist," eingefügt. 
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